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Einleitung

Der spürbare Anstieg der Sozialhilfeausgaben je Einwoh-
ner um durchschnittlich mehr als 4 % p. a. in den vergan-
genen Jahren ist im Wesentlichen auf einen Anstieg der
Zahl der Leistungsempfänger (Fälle) zurückzuführen, wäh -
rend die Ausgaben je Fall seit Jahren stagnieren. Dies ist
das Ergebnis des vorliegenden Beitrags, in dem Hinter-
gründe und regionale Unterschiede in der Ausgaben -
entwicklung der Sozialhilfe insgesamt sowie der einzel-
nen Hilfearten näher untersucht werden. Die Sozialhilfe
ist im Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) normiert
und gemäß § 2 Abs. 1 SGB XII nachrangig gegenüber
anderen Unterstützungsleistungen. Es bestehen sieben
Arten der Sozialhilfe, die im 3. bis 9. Kapitel SGB XII nor-
miert sind. Die Sozialhilfe hat gemäß § 1 SGB XII ins -
besondere die Aufgabe, Bedürftigen „die Führung eines
Lebens zu ermöglichen, das der Würde des Menschen
entspricht.“ Seit der grundlegenden Reform der sozialen
Sicherungssysteme in Deutschland im Jahr 2005 ist von
der Sozialhilfe nach SGB XII die Grundsicherung für er-
werbsfähige Bedürftige nach SGB II abzugrenzen.

Die Sozialhilfe ist ein wesentlicher Ausgabenposten
der Kommunen – zumeist der Landkreise und kreisfreien
Städte.1 Die Kommunen in Deutschland verausgaben
netto jährlich rund 50 Mrd. € im Bereich Soziales und
 Jugend, davon über 30 Mrd. € für Soziale Hilfen [STATISTI-
SCHES BUNDESAMT (2014)]. Deutlich mehr als die Hälfte der
Ausgaben für Soziale Hilfen entfallen dabei auf den Be-
reich der Sozialhilfe und mithin Leistungen nach SGB XII.
Die Sozialhilfe bildet damit einen wesentlichen Bestand-
teil der kommunalen Fürsorgeaufwendungen. Zugleich
entwickelten sich gerade die Sozialhilfeausgaben in der
Vergangenheit besonders dynamisch. In den Jahren 2006
bis 2013 stiegen in Deutschland die Sozialhilfeausgaben
(brutto) je Einwohner um durchschnittlich 4,3 % pro Jahr.
Das nominale Bruttoinlandsprodukt je Einwohner wuchs
im gleichen Zeitraum mit durchschnittlich 2,4 % nur etwa
halb so stark [STATISTISCHES BUNDESAMT (2015a)]. Auch die
Pro-Kopf-Gesamteinnahmen und -ausgaben der Kom-
munen blieben mit einem jahresdurchschnittlichen  Anstieg
von 3,2 % bzw. 3,1 % hinter dem Anstieg der Sozialhilfe-
ausgaben zurück [STATISTISCHES BUNDESAMT (2015b)].

Der starke Zuwachs der kommunalen Sozialausgaben
wird bereits seit Jahrzehnten problematisiert [vgl. z. B.
MLyNEK (1995)] und mitunter eine stärkere finanzielle Be-

teiligung des Bundes eingefordert [vgl. EICHEL et al.
(2013)]. Seit 2014 erstattet der Bund den Kommunen
die Nettoausgaben einer Sozialhilfeart (Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung) vollständig, die
 Finanzierung der anderen Hilfearten obliegt weiter hin
den Kommunen. Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU
und SPD sieht im Rahmen eines Bundesteilhabegeset-
zes weitere 5 Mrd. € jährlich zur Entlastung der Kom-
munen bei der Eingliederungshilfe vor. Diese Maßnahme
soll einen wichtigen Bestandteil der geplanten Neuord-
nung der föderalen Finanzbeziehungen in Deutschland
bilden. Vor diesem Hintergrund wird in diesem Beitrag
die Entwicklung der Sozialhilfeaus gaben seit dem Jahr
2006 näher untersucht und dar gestellt. Eine Vielzahl
von Abbildungen und Grafiken vermittelt hierbei ein
 genaueres Bild der Hintergründe sowie der regionalen
Unterschiede im Ausgabenniveau und des Ausgaben-
zuwachses bei der Sozialhilfe in Deutschland. Betrach-
tet werden die Bruttoausgaben je Einwohner, um die
unterschiedliche regionale Betroffenheit im Bereich der
Sozialhilfe darstellen zu können.2 In diesem Beitrag wird
damit ein statistischer überblick über die Entwicklung
der Sozialhilfeausgaben gegeben; eine genauere Ana -
lyse der Ursachen der dargestellten zeitlichen und re-
gionalen Unterschiede bleibt künftigen Arbeiten vor -
behalten.

Sozialhilfeausgaben im Überblick

Im Folgenden wird zunächst ein erster überblick über die
Entwicklung der Sozialhilfeausgaben in Deutschland seit
Einführung des SGB XII gegeben. Da im Jahr 2005 als
Einführungsjahr des SGB XII noch größere Datenunsicher-
heiten bestanden,3 wird im Folgenden der Zeitraum ab
dem Jahr 2006 bis hin zum aktuellen Rand näher unter-
sucht. Die Untersuchung beschränkt sich dabei auf eine
sachliche Betrachtung der sieben Sozialhilfearten (3. bis
9. Kapitel SGB XII) und eine regionale Betrachtung nach
Ländern. Auf eine kleinteiligere Untersuchung wird eben-
so verzichtet wie auf eine Unterscheidung von Trägern
und Einrichtungen.
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Hilfearten der Sozialhilfe

Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der Sozialhilfeausgaben
je Einwohner zwischen 2006 und 2013 insgesamt (Ge-
samtsäule) sowie für die einzelnen Hilfe arten. Die Aus -
gaben für Hilfe zur überwindung beson derer sozialer
Schwierigkeiten und die Hilfe in anderen Lebenslagen
wer den hierbei zusammen betrachtet. Deutlich wird in
der Abbildung zunächst der spürbare Anstieg der Ge-
samtausgaben von rund 250 € im Jahr 2006 auf über
330 € je Einwohner im Jahr 2013. Dies entspricht einem
Zuwachs von rund 4,3 % pro Jahr. über 90 % der ge-
samten Sozialhilfeausgaben entfielen 2013 auf drei Hilfe -
arten: die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen,
die Grundsiche rung im Alter und bei Erwerbs minderung
sowie die Hilfe zur Pflege. Die Ausgaben für diese drei
Hilfearten sind in den vergangenen Jahren auch beson-
ders deutlich gewachsen.

Um den Anstieg der Sozialhilfeausgaben je Einwohner
näher zu analysieren, werden im Folgenden deren Wachs -
tumsraten betrachtet. Abbildung 2 zeigt den jährlichen An-
stieg der Sozialhilfeausgaben insgesamt (Gesamt säule) so-
wie den Anteil, der jeweils auf die sechs Hilfearten zu rück-

zuführen ist.4 Beispielsweise stiegen im Jahr 2013 die So-
zialhilfeausgaben im Vergleich zum Vorjahr um insgesamt
4,4 %. Von diesem Wachstum sind auf die Eingliederungs-
hilfe für behinderte Menschen 1,6 Prozentpunkte zurückzu-
führen, auf die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung 1,9 Prozentpunkte sowie auf die Hilfe zur Pflege
weitere 0,4 Prozentpunkte. Auf die restlichen Arten entfal-
len zusammen die verbleibenden 0,5 Prozentpunkte. über
den gesamten Beobachtungszeitraum wären die Sozialhilfe -
ausgaben ohne die Eingliederungshilfe für behinderte Men-
schen und die Grundsicherung im Alter lediglich um 0,6 %
im Jahresdurchschnitt gewachsen; die verbleibenden So-
zialhilfeausgaben ohne die Hilfe zur Pflege stagnierten gar.

Für den Anstieg der Sozialausgaben je Einwohner sind
im Kern zwei Ursachen denkbar. Erstens könnten die Aus-
gaben je Leistungsberechtigten (Fall) steigen oder zwei-
tens die Zahl der Fälle (je Einwohner) selbst zunehmen.
Der Zusammenhang zwischen beiden Größen erschließt
sich aus einer Aufgliederung der Ausgaben je Einwohner
(A/EW ) in Fälle je Einwohner (F/EW ) und Ausgaben je Fall
(A/F ):

Quellen: Statistisches Bundesamt (2015c), Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2014), Berechnungen und
Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 1: Entwicklung der Sozialhilfeausgaben nach Arten im Bundesdurchschnitt (2006–2013)
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Die Veränderungsrate der Ausgaben je Einwohner lässt
sich zugleich approximativ als Summe der Verände-
rungsraten von Fällen je Einwohner und Ausgaben je Fall
darstellen. Abbildung 3 zeigt die auf diese Weise durch-
geführte Aufgliederung der Ausgabenveränderung nach
Sozialhilfearten für Deutschland insgesamt. Der jahres-
durchschnittliche Anstieg von 4,3 % der Sozialhilfeaus-
gaben ist nahezu vollständig (3,8 Prozentpunkte) auf
 einen Anstieg der Fallzahlen je Einwohner zurückzu-
führen. Die Zunahme der Ausgaben je Fall ist hingegen
lediglich für 0,5 Prozentpunkte der durchschnittlichen
Veränderung der Sozialhilfeausgaben je Einwohner ver-
antwortlich.

Dieses Ergebnis spiegelt sich im Wesentlichen auch
in den einzelnen Sozialhilfearten wider. Eine Ausnahme
stellt lediglich die Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung dar. Bei dieser leistet auch die Zu -
nahme der Ausgaben je Fall einen substanziellen Beitrag
von jahresdurchschnittlich 2,8 % zum Ausgabenwachs-
tum von insgesamt 8,2 %. Die Hilfen zur Gesundheit stel-
len einen Sonderfall dar. Gesundheitsreformen, wie z. B.
die im Jahr 2007 eingeführte faktische Pflicht zum Ab-
schluss einer Krankenversicherung, haben einen star-
ken Einfluss auf die Entwicklung dieser Sozialhilfeart.

Deutlich wird dies im Zeitverlauf (vgl. Abb. 4). Während
die Ausgaben je Fall für nahezu alle Hilfearten seit dem
Jahr 2006 stagnieren, gab es bei den Hilfen zur Gesund-
heit einen starken Anstieg zwischen den Jahren 2006
und 2008. Die durchschnittlichen Sozialhilfeausgaben
liegen seit dem Jahr 2009 nahezu unverändert bei rund
10.000 € je Fall und Jahr.

Regionale Unterschiede

Bisher wurden die Sozialhilfeausgaben für Deutschland
im Aggregat betrachtet. Aufgrund der Zuständigkeit der
kommunalen bzw. der Landesebene bei der Gewährung
der Sozialhilfe im Einzelfall konnten sich innerhalb des
Bundesgebietes jedoch bedeutsame regionale Unter-
schiede herausbilden. Im Folgenden werden diese Un-
terschiede näher beschrieben und herausgearbeitet.

Ein erster Blick auf die Zusammensetzung der Sozial-
hilfeausgaben zeigt, dass nur wenige Unterschiede
 zwischen den Ländern in Bezug auf die Anteile der ein-
zelnen Sozialhilfearten an den Sozialhilfeausgaben insge-
samt bestehen. Die Flächenländer sowie der Stadtstaat
Bremen sind weitgehend vergleichbar in der Zusammen-

Quellen: Statistisches Bundesamt (2015c), Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2014), Berechnungen und
Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 2: Anteil der Sozialhilfearten an der Veränderung der Sozialhilfeausgaben (2006–2013)
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2015c, 2015d), Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2014), Berechnungen
und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 3: Jahresdurchschnittliche Veränderung der Sozialhilfeausgaben und -fälle im Bundesdurch-
schnitt (2006–2013)
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Abbildung 4: Ausgaben je Fall nach Sozialhilfearten im Bundesdurchschnitt (2006–2013)
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setzung der Sozialhilfeausgaben nach Sozialhilfearten
(vgl. Abb. 5). In diesen Ländern umfasste die Eingliede-
rungshilfe für behinderte Menschen im Jahr 2013 mehr
als 50 % der gesamten Sozialhilfeausgaben. Weitere
rund 20 % entfielen auf die Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung, der Rest entfiel auf die übrigen
Sozialhilfearten. Zwei Ausnahmen bilden Berlin und Ham -
burg. In diesen beiden Ländern sind insbesondere die
Hilfe zur Pflege sowie die Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung von größerer relativer Bedeutung
als im Bundesdurchschnitt.

Trotz einer vergleichbaren Zusammensetzung unter-
scheiden sich die Länder in der Höhe der Ausgaben je
Einwohner erheblich (vgl. Abb. 6). Die Sozialhilfeausgaben
je Einwohner betrugen im Jahr 2013 in Nordrhein-West-
falen mit 390 € mehr als das Doppelte der Aus gaben
Sachsens (185 €). Auch innerhalb der Gruppe der west-
bzw. ostdeutschen Flächenländer bestehen deut liche
Unterschiede im Ausgabenniveau. Die Länder mit den
höchsten Sozialhilfeausgaben je Einwohner (Nordrhein-
Westfalen bzw. Mecklenburg-Vorpommern) lagen jeweils
mehr als 50 % über den Ländern mit dem nied rigsten
Ausgabenniveau, Baden-Württemberg bzw. Sachsen.
Eine Sonderrolle nehmen wiederum die Stadtstaaten ein.
Die Sozialhilfeausgaben je Einwohner übersteigen in den

Stadtstaaten in allen Sozialhilfearten den Bundesdurch-
schnitt deutlich.

Regionale Unterschiede werden auch in der Ausga-
benveränderung deutlich. In Abbildung 7 sind die Sozial-
hilfeausgaben je Einwohner im Jahr 2006 gegen die jah-
resdurchschnittliche Ausgabenveränderung zwischen den
Jahren 2006 und 2013 für die 16 Länder abgetragen. Die
Größe der Blase illustriert die absolute Höhe der Sozial-
hilfeausgaben des Landes. Zu erkennen ist hierbei ein
umgekehrter Zusammenhang von Ausgabenniveau und
-veränderung: Länder mit einem bereits überdurch-
schnittlichen Ausgabenniveau im Jahr 2006 realisierten
in den Folgejahren unterdurchschnittliche Zuwächse. Dies
betrifft insbesondere die Stadtstaaten. In Ländern mit
niedrigerem Ausgangswert der Sozialhilfeausgaben je
Einwohner stiegen die Sozialhilfeausgaben hingegen be-
sonders stark an. Dies gilt insbesondere für die ost -
deutschen Flächenländer. Sollte dieser Trend anhalten,
könnten die Sozialhilfeausgaben je Einwohner in den ost-
deutschen Flächenländern mittelfristig das Niveau der
westdeutschen Flächenländer erreichen.

Bisher konnte gezeigt werden, dass der Anstieg der
Fallzahlen bei den drei ausgabestärksten Arten der So-
zialhilfe (Eingliederungshilfe für behinderte Menschen,
Hilfe zur Pflege sowie Grundsicherung im Alter und bei

Quellen: Statistisches Bundesamt (2015c), Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2014), Berechnungen und
Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 5: Anteil der Sozialhilfearten an den Sozialhilfeausgaben nach Ländern (2013)
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2015c), Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2014), Berechnungen und
Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 6: Sozialhilfeausgaben nach Arten und Ländern (2013)
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Abbildung 7: Sozialhilfeausgabenhöhe und -veränderung nach Ländern (2006 bzw. 2006–2013)
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Erwerbsminderung) ein wesentlicher Faktor für die Zu-
nahme der Sozialhilfeausgaben je Einwohner zwischen
den Jahren 2006 und 2013 darstellt. Zudem bestehen
erhebliche regionale Unterschiede in der Ausgabenhöhe
und -entwicklung. Im Folgenden werden diese über -
legungen kombiniert und regionale Spezifika nochmals
stärker herausgestellt.

Einzelne Sozialhilfearten

Im Bundesdurchschnitt ist der Anstieg der Sozialhilfe-
ausgaben durch den Zuwachs an Fällen je Einwohner
getrieben. Wird die Entwicklung einzelner Ausgaben -
arten über die letzten Jahre in den einzelnen Ländern
analysiert, zeichnet sich jedoch mitunter ein anderes
Bild. In den einzelnen Ländern kam es vereinzelt zusätz-
lich zu stärkeren Veränderungen in der Ausgabenhöhe
je Fall. Diese Änderungen korrespondieren teils ver -
stärkend, teils gegenläufig mit der Entwicklung der Fall-
zahlen je Einwohner im jeweiligen Land. Für eine detail-
liertere Analyse werden nachfolgend die drei wichtigs-
ten Ausgabenarten – Eingliederungshilfe für behinderte
Menschen, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung sowie Hilfe zur Pflege – näher untersucht
und regionale Unterschiede herausgearbeitet.

Hilfe zur Eingliederung von behinderten Menschen

Die Ausgaben je Einwohner für die Eingliederung be -
hinderter Menschen stiegen seit dem Jahr 2006 in al-
len Ländern an (vgl. Abb.  8a)). Allerdings sind zwischen
den Län dern teilweise erhebliche Unterschiede in der
Aus gabe n entwicklung zu verzeichnen. Besonders stark
stiegen die Ausgaben dieser Sozialhilfeart in Bremen,
Niedersachsen und im Saarland an. Während das Saar-
land im Jahr 2006 noch leicht unter dem Bundesdurch-
schnitt lag, wiesen Bremen und Niedersachsen bereits
überdurchschnittliche Ausgabenniveaus auf.

Eine wesentliche Ursache für die zunehmenden
 Ausgaben je Einwohner stellt der korrespondierende  An -
stieg der Fallzahl je 1.000 Einwohner dar. Im Bundes-
durchschnitt wurde bei diesen ein Anstieg um durch-
schnittlich 4 % jährlich im Zeitraum der Jahre 2006 bis
2013 beobachtet. Wie aus Abbildung 8b) hervorgeht,
verzeichnete Mecklenburg-Vorpommern hierbei den
höchsten Zuwachs. Die Entwicklung im Saarland vollzog
sich gegenläufig zur Entwicklung in allen anderen Län-
dern. Hier sanken die Fallzahlen, während die Ausgaben
je Fall stark anstiegen. Im Bundesdurchschnitt blieben
die Ausgaben je Fall nahezu konstant. Abbildung 8c) ver-
deutlicht jedoch die heterogene Entwicklung zwischen

den Ländern. Einige ostdeutsche und westdeutsche
Flächenländer verzeichneten einen Anstieg der Ausgaben
je Fall, in anderen Ländern blieb diese Größe konstant
oder sank sogar bis zum Jahr 2013 im Vergleich zum
Jahr 2006. So verzeichnete Thüringen in den vergange-
nen acht Jahren kaum Schwankungen, das Saarland
hingegen weist einen starken Anstieg in den Ausgaben je
Fall auf. Ein besonders starker Rückgang der Ausgaben
je Fall ist in Nordrhein-Westfalen und Bremen zu ver-
zeichnen, die anfangs beide ein deutlich überdurch-
schnittliches Ausgabenniveau je Fall aufwiesen.

Die Niveaubetrachtung der Ausgaben je Fall ver -
deutlicht insbesondere die verhältnismäßig niedrigen
Aus gaben in den ostdeutschen Flächenländern. Die
westdeutschen Länder weisen ein deutlich höheres Aus -
gabenniveau aus. Besonders hohe Ausgaben je Fall ver-
zeichnen dabei Bremen sowie Nordrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz. In den ostdeutschen Flächenländern
sanken die Ausgaben je Fall in Mecklenburg-Vorpom-
mern und Sachsen-Anhalt, während sie in den übrigen
Ländern nahezu konstant blieben.

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung

Die Ausgaben für Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung sind im Zeitraum der Jahre 2006 bis
2013 in allen Ländern gestiegen. Der Anstieg betrug in
diesen acht Jahren im bundesdeutschen Durchschnitt
rd. 8,2 % jährlich (vgl. Abb. 9a)). Die westdeutschen
Flächenländer wiesen im Jahr 2013 ein vergleichsweise
hohes Ausgabenniveau je Einwohner auf, verzeichne-
ten seit dem Jahr 2006 jedoch mit Ausnahme Nord-
rhein-Westfalens nur einen relativ geringen Anstieg. Alle
ostdeutschen Flächenländer mit Ausnahme Sachsens,
wo die Ausgaben für die Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung etwas unterhalb des Bundes-
durchschnitts anwuchsen, verzeichneten teils deutlich
überdurchschnittliche Zuwächse. Das Niveau der Aus-
gaben je Einwohner war in dieser Ländergruppe jedoch
im  Betrachtungszeitraum unterdurchschnittlich. In den
Stadtstaaten liegen die Ausgaben je Einwohner für die
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung im
Ländervergleich auf einem sehr hohen Niveau. Der An-
stieg dieser Ausgaben seit dem Jahr 2006 entspricht
 jedoch mit jährlich durchschnittlich 8,5 % in Hamburg
bis 9,4 % in Bremen etwa dem Bundesdurchschnitt. Es
ist jedoch anzumerken, dass die Ausgaben je Einwoh-
ner für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung bis zum Jahr 2013 in gerade den Ländern
schwächer gewachsen sind, die zu Beginn des Be-
trachtungszeitraums hohe Ausgaben in diesem Bereich
aufwiesen.
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2015c, 2015d), Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2014), Berechnungen
und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 8: Hilfe zur Eingliederung von behinderten Menschen nach Ländern (2006 und 2013)
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2015c, 2015d), Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2014), Berechnungen
und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 9: Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach Ländern (2006 und 2013)
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In allen Ländern sind dabei die Fallzahlen deutlich an -
gestiegen (vgl. Abb. 9b)). Bundesdurchschnittlich gab es
im Jahr 2006 etwa 8,2 Fälle der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung je 1.000 Einwohner, im Jahr
2013 waren es bereits 11,7. Dies entspricht einem An-
stieg von rd. 5,3 % pro Jahr. In den westdeutschen
Flächenländern waren durchschnittliche jährliche Zu-
wächse bei den Fallzahlen je 1.000 Einwohner zwischen
3,9 % in Baden-Württemberg und gut 6,3 % im Saarland
zu beobachten. Auch in Nordrhein-Westfalen stiegen die
Fallzahlen mit 6,3 % jährlich im Vergleich zum Basisjahr
2006 vergleichsweise stark; in den anderen westdeut-
schen Flächenländern fiel der Anstieg unterdurchschnitt-
lich aus. Auch bei den ostdeutschen Flä chen ländern ist
die Entwicklung heterogen. Brandenburg und Sachsen
verzeichneten leicht unterdurchschnittliche Zuwächse
bei den Fallzahlen, die übrigen ostdeutschen Flächen -
länder leicht überdurchschnittliche. Mit Ausnahme von
Mecklenburg-Vorpommern liegt das Niveau der Fall -
zahlen der Grundsicherung im Alter jedoch noch unter
dem bundesdeutschen Durchschnitt. In den Stadtstaa-
ten sind die Fallzahlen je 1.000 Einwohner mit Abstand
am höchsten. Der (relative) Anstieg der Fallzahlen im Be-
trachtungszeitraum fiel jedoch zumeist nicht überdurch-
schnittlich aus.

Die Ausgaben je Fall sind wie die Fallzahlen in allen
Ländern angestiegen (vgl. Abb. 9c)). Sie sind bundes-
durchschnittlich zwischen den Jahren 2006 und 2013
um knapp 2,7 % pro Jahr angestiegen. Bei den west-
deutschen Flächenländern verzeichnen nur Baden-Würt-
temberg und Nordrhein-Westfalen überdurchschnittlich
hohe Anstiege, die restlichen westdeutschen Flächen-
länder liegen teils bei einstelligen Zuwachsraten (Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein). Bei den ost-
deutschen Flächenländern war der relative Zuwachs
jeweils überdurchschnittlich, besonders in Sachsen-
Anhalt. Mit Ausnahme Sachsen-Anhalts, welches im Jahr
2013 die höchsten Ausgaben je Fall im Bundesgebiet
verzeichnete, weisen die ostdeutschen Flächenländer je-
doch noch immer die geringsten Ausgaben je Fall auf.
Die Ausgaben je Fall bei der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung liegen in den Stadtstaaten im
Jahr 2013 etwa auf dem Niveau der Ausgaben westdeut-
scher Flächenländer. Der Anstieg seit dem Jahr 2006 war
dabei in Berlin mit durchschnittlich knapp 4,7 % jährlich
vergleichsweise hoch. Insgesamt zeigt sich, dass die
Länder, die hohe Ausgaben je Fall im Jahr 2006 auf -
wiesen, ein geringeres Wachstum der Ausgaben je Fall
verzeichneten.

Die Entwicklung der Ausgaben je Einwohner ist hoch
mit der Entwicklung der Ausgaben je Fall und – wenn
auch etwas schwächer – mit der Entwicklung der Fall-
zahlen je 1.000 Einwohner korreliert. Dies lässt sich als

Indiz dafür deuten, dass die Ausgaben je Fall für die
 Entwicklung der Ausgaben je Einwohner ebenso eine
bedeutende Rolle spielen wie die Entwicklung der Fall -
zahlen. Allerdings fiel der Anstieg der Fallzahlen im bun-
desdeutschen Durchschnitt mit jahresdurchschnittlich
5,3 % deutlich höher aus als der Anstieg der Ausgaben je
Fall (2,7 %). Für die Grundsicherung im Alter muss daher
konstatiert werden, dass beide Größen entscheidend
zum Anstieg der Ausgaben je Einwohner beigetragen
haben.

Hilfe zur Pflege

Der Ländervergleich in Abbildung 10 verdeutlicht, dass
die Stadtstaaten die höchsten Ausgaben je Einwohner
im Bereich der Hilfe zur Pflege verzeichnen, während die
ostdeutschen Flächenländer unterhalb des bundesdeut-
schen Durchschnitts liegen. Im Bundesdurchschnitt sind
die Ausgaben je Einwohner, die für die Hilfe zur Pflege
aufgewendet werden, in den letzten Jahren kontinuierlich
angestiegen. Mit Ausnahme von Bremen und Hessen
trifft dies auch für die einzelnen Länder zu. In Hessen
sind die Ausgaben je Einwohner im Mittel über die letzten
Jahre leicht gesunken, während Bremen stagnierende
Ausgaben verzeichnet. Den stärksten Ausgabenanstieg
verzeichnete das Saarland, dessen Ausgaben je Einwoh-
ner besonders in den Jahren 2012 und 2013 deutlich an-
stiegen.

über alle Länder hinweg stieg die Zahl der Fälle je
1.000 Einwohner seit dem Jahr 2006 an. Besonders
deutlich tritt diese Entwicklung in Schleswig-Holstein,
Mecklenburg-Vorpommern und Bremen zutage, wäh rend
die Fallzahlen in Berlin bei verhältnismäßig hohem Aus-
gabenniveau annähernd konstant blieben (vgl. Abb. 10b)).

Ausgabenrückgänge je Fall verzeichneten die nord-
deutschen Länder Bremen, Hessen, Niedersachsen und
Schleswig-Holstein (vgl. Abb. 10c)). Den stärksten An-
stieg der Ausgaben je Fall weisen Berlin und das Saar-
land auf. Im Ländervergleich schloss das Saarland mit
den Ausgabenerhöhungen je Fall 2012 und 2013 in etwa
zum Durchschnitt der westdeutschen Flächenländer auf.
In Hessen reduzierten sich die Ausgaben je Fall 2009
erstmals deutlich gegenüber dem Vorjahr und näherten
sich damit dem Bundesdurchschnitt an. In den ostdeut-
schen Flächenländern lagen die Ausgaben je Fall bereits
im Jahr 2006 deutlich unter dem Bundesdurchschnitt
und hielten ihr niedriges Niveau im Zeitverlauf.

Der Vergleich der Diagramme in Abbildung 10 zeigt,
dass die Ausgaben je Einwohner in einigen Ländern trotz
nahezu stagnierender Ausgaben je Fall anstiegen. Dies
ist auf den Anstieg der Fallzahlen zurückzuführen. Die
Entwicklung der Ausgaben je Einwohner für die Hilfe zur
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2015c, 2015d), Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2014), Berechnungen
und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 10: Hilfe zur Pflege nach Ländern (2006 und 2013)
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Pflege in den einzelnen Ländern entspricht somit über-
wiegend der gesamtdeutschen Entwicklung der Sozial-
hilfeausgaben.

Fazit

Der vorliegende Beitrag stellt die Entwicklung der Sozial-
hilfeausgaben vom Jahr 2006 bis zum Jahr 2013 dar. Im
berücksichtigten Zeitraum stiegen die Sozialhilfeausgaben
im Bundesdurchschnitt deutlich an. Dies ist im Wesent -
lichen auf eine Zunahme der Fallzahlen je 1.000 Einwoh-
ner, und weniger auf steigende Ausgaben je Fall zurück-
zuführen. Der Anstieg der Sozialhilfeausgaben fiel in den
Ländern, die im Basisjahr der Untersuchung 2006 hohe
Sozialausgaben je Einwohner aufwiesen, geringer aus
als in den Ländern, die vergleichsweise niedrige  Sozial -
ausgaben je Einwohner verzeichneten.

Für den Anstieg der Sozialhilfeausgaben zeichnen die
Eingliederungshilfe für behinderte Menschen, die Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie die
Hilfe zur Pflege verantwortlich. Allerdings kann das Er-
gebnis der auf Bundesebene aggregierten Betrachtung
für die einzelnen Sozialhilfearten bei einer Betrachtung
auf Länderebene mitunter nicht bestätigt werden. Die
Ausgaben je Fall wiesen hier teils erhebliche Verän de -
rungen im Betrachtungszeitraum auf, die Fallzahlen je
1.000 Einwohner waren vereinzelt rückläufig. Es lässt
sich damit festhalten, dass Ursachen für den Anstieg der
Sozialhilfeausgaben nicht einfach auf Bundesebene iden-
tifiziert werden können. Es ist eine detaillierte Analyse auf
Ebene einzelner Ausgabenarten und einzelner Länder
notwendig, um den Anstieg der Sozialhilfeaus gaben ins-
gesamt erklären zu können. Dies gilt insbesondere vor
dem Hintergrund des beabsichtigten Bundesteilhabe -
gesetzes.
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1 In einigen Ländern trägt allerdings auch die Landesebene einen Teil der
Sozialhilfeausgaben.

2 Hiervon zu unterscheiden sind die letztlich kassenwirksamen Nettoaus-
gaben. Diese ergeben sich aus den Bruttoausgaben, abzüglich der Ein-
nahmen der Sozialhilfe. Die Einnahmen der Sozialhilfe resultieren aus
dem Übergang von zivilrechtlichen Unterhaltsansprüchen (z. B. gegen -
über Ehegatten, Verwandte in gerader Linie wie Kinder und Eltern) sowie
von Ansprüchen gegen Dritte und betrugen im Jahr 2013 rund 9 % der
Bruttoausgaben. Unterschiede bei den Einnahmen der Sozialhilfe dürf-
ten andere Ursachen als im Bereich der Ausgaben haben (z. B. Stärke
der Familienbindungen bzw. Vereinzelungstendenzen) und werden bei
einer Betrachtung der Bruttoausgaben ausgeblendet. Regionale Unter-
schiede bei den Einnahmen der Sozialhilfe bleiben einer gesonderten
Untersuchung vorbehalten.

3 Für Bremen liegen zu Beginn des Untersuchungszeitraums keine Daten
über die Zahl der Leistungsempfänger vor. Für das Jahr 2006 werden
daher die Daten wie folgt approximiert: Für die Eingliederungshilfe sowie
der Hilfe zur Pflege wird der Wert aus dem Jahr 2008 übernommen. Für
die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung liegen ab dem
Jahr 2007 Fallzahlen vor und werden für das Jahr 2006 herangezogen.

4 Berechnet wurden sogenannte Wachstumsbeiträge. Der Wachstums-
beitrag Bi,t einer Sozialhilfeart i im Jahr t ergibt sich aus dem Anstieg der
Ausgaben in der jeweiligen Ausgabenart, gewichtet mit dem Vorjahres -
anteil der Sozialhilfeart an den Gesamtausgaben:

( () )Ai,t –1

∑Aj,t –1

Ai,t 

∑Ai,t –1

Bi,t = –1




